
de r Gemei nde

S atz u n--il

S p ie s h e i ..J!!.. '- übe r qi e Erhebung von

Beiträgen fü r den Ausbau von Erschließungsanlage n (Aus b aub e i t r ä g e)

vom q. Sert~~e.r ; t1 f -1

Der Gemeinderat h a t' au f Grund des § 24 der Gemeindeord nung für
Rheinland -Pfalz vom 14. De z ember 19 7 3 (GVBl. S. 419, HS 2020-1 ),
z u le t z t geändert durch Landesgesetz 'v om ~Jt. D~2.<:"t-r) b e.r A~ i-g
(GVBl~ s .f10) sowie des § 1 Abs. 4 und der § § 2 und 8 des
I<orrununalabgabengesetz e s fü r Rheinl and-Pfalz in der Fas s u ng vom
2. Se p t e mbe r 1977 (GVBl . S. 30 6 , BS 610-10 ), z uletzt geände rt
d urch Lande sgesetz vom ,2,0. Ol<ro b~ r /1~"H? (GVBl. S . bb~ ) di e
folgende Satzung be~chlossen, die - nach Genehmigung durch die
Kreisverwaltung ]\l z ey - Wonns vom 26 . l? . l?,,-f
h i ermit beka nnt gemacht wi rd :

§ 1

Erhebung de s Ausbaubeit raqes

(1) Zur Decku~g i hres anderweitig nicht gedeckten Aufwandes für
den Ausbau der in § 127 Abs. 2 des Dundesbaugesetzes (8 Ba uG) be­
z e i c lln e t e n Erschließungs anlagen erhebt d i e Gemeinde von den Grund­
stückseigentüm~rn un d Erbbauberechtigten , denen die se Einrichtungen
b e sonde re Vo r t eile b r ingen, Aus baubeiträ ge n a ch den f o lgende n Vo r ­
schriften.

( 2) Z u~ Ausba u im Sinne di eser Satz ung g ehören a lle Maßnahmen,
die der Ern euerung , der Erweiterun g und der Ve r b e s s e r u ng von Er­
s chlie ßungs anlagen dienen (Au s b a uma ßn a h me n) . Es sind zu verstehen
unter

1 . "Erneuerung"

die Wiederherstell ung e i ne r vorhandenen , ganz o d e r teilweise
unbrauchbare n, a b ge n utzte n oder s c h a d h a f t e n An lage i n e inen dem
r e ge l rnäßi q en Ve r k e b r s be diir f n i.s g e nügenden Zustand ,

2 . " Er we i t e rung "

j ede f Lä c he nmä rs iqe Vergrö ßerung ei ne r berei ts fertiggestell ten
An l a ge ode r deren Ergän zung durch weitere Teile ,

3 . " Ve r be s se r u n g "

alle Mc\ßna hmen' zur Hebung der Beschaffenhei t u n d Leistungs­
fähigk eit ei ner Anl~gc.

( 3) Di e Bestimmu ngen dieser Satz ung g e lte n a u c b für die IJ e r s t e l lung
von Er s c h I i o ßun q s a n Le q e n , s owe Lt diese n i cht bei tragsfähig nac h
den §§ 127 ff DRauG sind.
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(4) Zum Ausbau gehört nicht d i o Unterhultung e irie r ErsC'hließungs­
anlage. Zur Unterhaltung zählen diejenigen Maßnahmen, die nur der
Erhaltung des ordnungsgemäßen verkehrssicheren Zustandes dienen.

(5) Sobald die Gemeinde entschieden hut, eine Ausbaumaßnahme im
Sin~e dieser Satzung, die die Erhebung von Beiträgen zur Folge hat,
durchzuführen, teilt die Gemeindeverwaltung dies unverzü~lich den
Person~n, die als Deitragsschuldner voraussichtlich in Betracht
kommen, schriftlich mit und weist darauf hin, daß sie mit der
Zahlung von Beiträgen zu re~hnen haben. Zugleich teilt sie mit,
wann und wo in diese Satzung und in die Planunterlagen,· die den
Ausschreibungen zugrunde gelegt werden sollen, Einblick genommen
werden kann. Die Bcstin®ungen dieses Absatzes haben keine rechts­
begründende Wirkung.

§ 2

Art und UmfaQ~s beitraqsfähigen Aufwandes

(1) ~eitragsfähig ist der Aufwand

1. Für die zum Anbau bestimmten öffentlichen Straßen, Wege und
Plätze in

bis zu einer Straßenbreite
(Fahrbahnen, einschl. der
Standspuren, Radwege, Gehwege,
Schutz- u. Randstreifen) von

a) Wochenendhausgebieten, Campingplatzgebieten

b) Kleinsiedlungsgebieten
bei einseitiger Bebaubarkeit

c) Dorfgebieten, reinen Wohngebieten, allgemeinen
Wohngebieten, besonderen Wohngebieten, Misch­
gebieten, Ferienhausgebieten

aal mit einer Geschoßflächenzahl bis 0,8
bei einseitiger Bebaubarkeit

bb) mit einer Geschoßflächenzahl
über 0,8 bis 1,0
bei einseitiger Bebaubarkeit

ce) mit einer Geschoßflächenzahl
über 1,0 bis 1,6

dd) mit einer Geschoßflächenzahl
über 1,6

d) Kerngebieten, Gewerbegebieten und sonstigen
Sondergebieten im Sinne des § 11 der Bau­
nutzungsverordnung

aal mit einer Geschoßflächenzahl
bis 1,0

bb ) mit einer Gesc1lOßflächenzahl
Uberl,O bis 1,6

ce) mit einer Geschoßflächenzahl
über 1,6 bis 2,0

dd) mit einer Geschoßflächenzahl
über 2,0
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7,0 m

10,0 m
8,5 m

14,0 m
10,5 m

18,0 m
12,5 m

20,0 m

23,0 m

20,0 m

23,0 m

25,0 m

27,0 m
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e ) Industriegebieten

aal mit einer Baumassenzahl
bis 3,0

bb) mit einer Baurnassenzahl
tiber 3,0 bis 6,0

ce) mit einer Baumassenzabl
über 6,0

23,0 m

25,0 m

27,0 m
Erschließt die Erschließungsanlage Gebiete mit unterschied­
licher Ausnutzung, so gilt die größere Breite; für die Ge­
schoßflMchenzahl gelten die Regelungen des § 7 Absatz 3 ent­
sprechend.

2. Für die nicht zum Anbau bestimmten Sammelstraßen
(§ 127 Abs. 2 Nt". 2 BBauG) 27,0 m

3. FUr Parkfl~chen,

a) die Bestandteil der Verkehrsanlagen im Sinne von Nr. 1
. und 2 sind, bis zu einer zusätzlichen Breite von 5 ro,

b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. 1 und 2 ge­
nannten Verkehrsanlagen sind, aber nach städtebaulichen
GrundsMtzen innerhalb der Baugebiete zu deren Erschließung
notwendig sind, bis zu 15 v.H. der im Abrechnungsgebiet
sich nach § 7 Aha. 3 ergebenden Geschoßflächen.

4. Für Grünanlagen,

a) die Bestandteile der Verkehrsanlagen 1m Sinne von Nr. 1
und 2 sind, bis zu einer zus~tzlichen Breite von 4,0 m,

b) soweit sie nicht Bestandteil der in Nr. 1 und 2 genannten
Verkehrsanlagen sind, aber nach städtebaulichen Grund­
sätzen innerhalb der Baugeblete zu deren Erschließung
notwendig sind, bis zu 15 v.H. der im Abrechnungsgebiet
sich nach § 7 Aba. 2 ergebenden GrundstUcKsflMchen.

5. FUr KinderspielplMtze,

innerhalb der Baugebiete bis zu 10 v.H. der im Abrechnungsge­
biet sich nach § 7 Absatz 3 ergebenden GeschoßflMch~n.

(2) Zu dem Aufwand fUr den Ausbau nach Absatz 1 Nr. 1 und 2 gehören
insbesondere die Ausgaben fUrl

1. den Erwerb der FlMchen,

2. die Freilegung der FlMchen ,

3. die Herstellung de3 Straßenkörpers einschließlich des Unterbaues,
der Befestigung der Oberfläche sowie notwendiger Erhöhungen oder
Vertiefungen,

4 • die Rinnen und die Randsteine,

5. die Radwege,

6. die Gehwegs,

7. die Beleuchtungseinrichtungen,

8. die Entwässerungseinrichtungen,

9. den AnschlUß an andere Anlagen,



10. dle Herstellung von D6schungen. Schutz- und StUtzmauern und

11. die Ubernahme von AnJagen durch die Gemeinde.

(3) Der Aufwand fUr den Ausbau umfaßt auch den Wert der von der
Gemeinde aus ihrem Vermögen bereitgestellten Flächen im Zeitpunkt
der ~ereitstellung.

(4) FUr PlMtze, Wege, Parkfltichen, Grünanlagen und Kinderspiel­
plätze gelten die Absätze 2 und 3 sinngemäß.

(5) Der Aufwand für den Ausbau umfaßt auch die Kosten, die fUr
Teile der Fahrbahn einer OrtsdurchfBhrt einer Bundes-, Landes­
oder Kreisstraße entstehen~ die tiber die Breite der anschließenden
freien Strecken dieser straßen hinausgehen.

(6) Endet eine ausgebaute Erschließungsanlage mit einem Wende­
hammer. so vergrößern sich die in Absatz 1 angegebenen HbchstmaßB
für den Bereich de s Wendehamrn(:n:s auf dea J~;ineinhalbf8chei min­
destens aber um 8 m.

§ 3

,E r,mJt,.:tJ,-!ill.(~L_~_ b§1 tXlille f !;iJll.9§..!.t...A1JL\i.Q.Q<i~!i

(1) Der beitragsfähige Aufwand (§ 2) wird' nach den tatsächlichen
Kosten ermittelt.

(2) Der beitragsfähige Aufwand wird fUr die einzelne ausgebaute
Erschließungsanlage ermittelt. Die Gemeinde kann abweichend von
Satz 1 entweder den beitragsfähigen Aufwand fUr bestimmte Ab­
schnitte einer ausgebauten Erschließungsanlage ermitteln oder
diesen fUr mehrere Anlagen, die fUr die Erschließung der GrundstÜcke
eine Einheit bilden. insgesamt ermitteln.

§ 4

}J§'J...:tl-.ng[;1.m;t9e.nE.:t:.AD..9..

Der Deitragspflicht unterliegen Eigentümer und Erbbauberechtigte
derjenigen Grunstticks, die von der Erschließungsanlage ~inen be­
sonderen Vorteil haben. Ein besonderer Vorteil setzt voraus/ daß

1. ein GrundstUck durch die Erschließungsanlage erschlossen ist
und

2. a) entweder [Ur das GrundstUck eine bauliche, gewerbliche
oder sonstige Nutzung festgesetzt und eine entsprechende
Nutzung zulässig ist

b) oder das GrundstUck - soweit eine bauliche/gewerbliche
oder sonstige Nutzung nicht festgesetzt ist - nach der
Verkehrsauffassung Bauland ist und nach der geordneten
baulichen Entwicklung der Gemeinde zur Bebauung ansteht
oder gewerblich oder in sonstiger Weise genutzt werden
d a r f .

(1) Die Gemeinde bestimmt bei jeder einzelnen Ausbaumaßnahme
(§ 3 Abs. 2), welcher Vomhundertsatz des beitragsfähigen Aufwandes



als Beitr~g erhoben wird. Dabei hat sie die Vo~teile, die der All­
gemeinheit aus der Ausbaum~ßnahme erwachsen, zu berücksichtigen,
den Aufwand hierfür trägt sie selbst (Gemeindeanteil) . Der beitraga­
fähige Aufwand wird nur zu dem Vomhundertsatz als Beitrag erhoben,
zu dem die Ausbaumaßnahme geeignet ist, den in § 4 bezeichneten
Grundstücke besondere Vorteile zu gewähren.

(2) Erhält die Gemeinde für eine Ausbaumaßnahme Zuweisungen aus
öffentlichen Kassen, die den Gemeindeanteil nach Absatz 1 über­
schreiten, so erhöht sich dieser um den Betrag der Überschreitung,

§ 6

Verteil ung.~gel2 pelliggsfäh1qe.!LA.~Jl

(1) Der nach § 2 ermittelte Aufwand wird nach Abzug des Gemeinde~

anteils(§ 5) auf die Grundstücke im Abrechnungsgeblet (§ 7 Aba.i)
nach den Grundstücksflächen verteilt.

(2) Für die Ermittlung der GrundstUcksflächen gilt § 7 Absatz 2.
Bei Grundstücken in Kerngebieten, Gewerbe- und Industriegebieten
wird die nach Satz 1 ermittelte Grundstücksfläche mit 140 v.H.
angesetzt; das gleiche gilt für überwiegend gewerblich, industriell
oder in ähnlicher Weise genutzte Grundstücke in sonstigen Bauge­
bieten.

"(3) GrundstUcke an zwei aufeinanderstoßenden Erschließungsanlagen
(EckgrundstUcke) sind fUr beide Erschließungsanlagen beitrags- .
pflichtig, wenn sie durch beide Anlagen erschlossen werden und die
Voraussetzungen des § 4 vorliegen. Der Berechnung deß Ausbau­
beitrages werden die sich nach Absatz 1 oder Absatz 2 ergebenden
Berechnungsdaten jeweils nur mit der H~lfte zugrunde gelegt,
wenn beide Erschließungsanlagen voll in der Baulast der Gemeinde
stehen und

1. nach Inkrafttreten dieser Satzung ausgebaut werden oder

2. fUr eine der Ausbaumaßnahmen bereits vor Inkrafttreten dieser
satzung .

a) Ausbaubeitr~ge entrichtet worden sind oder

b) eine Ausbaubeitragspflicht entstanden ist und noch
geltend gemacht werden kann.

FUr Grundstücke, die durch mehr als zwei aufeinanderstoßende Er­
schließungsanlagen erschlossen werden, gilt Satz 1 und 2 ent­
sprechend.

(4) FUr Grundstücke, die zwischen zwei Erschließungsanlagen liegen,
gilt Absatz 3 entsprechend, wenn der größte Abstand zwischen den
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Erschließungsanlagen nicht mehr als 50 In beträgt. Beträgt der
grbßte Abstand, zwischen zwei Erschließungsanlagen 50 bis 100 m,
so wird die Tiefenbegrenzung von 50 m von beiden Erschließungs­
anlagen aus gemessen: soweit die innerhalb dieser Tiefenbe­
grenzung liegenden Grundstücksflächen sich überschneiden, Qilt
Absatz 3. .

§ 7

Abte chn un9..§..@MQ.t...L Gl-.:.1ID..Q § t~g..fi.tl.ä cl~rL~~flJ.igJ)~.n

(1) Die von einer ausgebauten Erschließungsanlage erschlossenen
Grundstücke bilden das Abrechnungsgebiet. Wird ein Abschnitt
einer ausgebauten Erschließungsanlage gebildet oder werden mehrere
Anlagen in der Abrechnung zusammengefaßt, so bilden die von dem
Abschnitt oder den zusanunengefaßten Erschließungsanlagan er­
schlossenen Grundstücke das Abrechnungsgebiet.

(2) Bej, der Ermittlung der GrundstUcksflSchen bleiben die Grund­
stücke und GrundstUcksteile außer Ansatz, die aUßerhalb des Bau­
landes liegen. Als Bauland gilt, wenn ein Bebauungsplan nicht be~

steht oder der Bebauungsplan eine andere alB die bauliche oder
gewerbliche Nutzung vorsieht:

1. bei GrundstUcken, die an die Erschließungsanlage angrenzen,
die Fläche von der Erachließungsanlag6 bis ~u einer Tiefe
von höchstens 50 m, '

2. bei Grundstücken, die ohne an die Erachließungaanlage zu
grenzen, mit der Erschliel~ungsanlage durch einen Weg oder in
anderer rechtlich gesicherter Form verbunden sind, die Fläche
von der zu der Erschließungsanlage liegenden GrundatUcks­
seite bis zu einer Tiefe von höchstens 50 m.

Flächen, die über die tiefenmäßige Begrenzung hinaus baulich oder
gewerblich genutzt werden, sind insoweit dem nach Numme r 1 oder 2
ermittelten Bauland hinzuzurechnen.

(3) Die Geschoßfläche des einzelnen Grundstücks ergibt sich
durch Vervielfachung der Grundstücksfltiche mit der Geschoßflächen­
zahl. Für die Geschoßflächenzahl sind die Regelungen des Be­
bauungsplanes maßgebend. Das gilt Buch im Falle der Planreife im
Sinne des § 33 DBauG. Im Falle des § 34 BBauG ist die zulässige
Geschoßfläche unter. BerUcksichtigung der in näherer Umgebung vor­
llandenen Geschoßflächen zu ermitteln. In Industriegebieten ergibt
sich die GeschOßflächenzahl aus der Baumassenzahl, geteilt
durch 3,5.

Ist im Zeitpunkt der Entstehung der Beitragspflicht fUr das
einzelne Grundstück eine gr~ßere Geschoßfläche zugelassen, so ist
diese zugrunde zu legen. Dei Grundstücken, für die an stelle der



- 7 ~

Bebauung eine sonstige Nutzung festgesetzt ist oder bei denen
die zulässige Bebauung im Verhältnis zu dieser Nutzung unterge­
ordnete Bedeutung hat, wir.d als Geschoßfläche die halbe GrundstUcks­
fläche angesetzt.

§ 8

.KQE.t..illJ..e.lt1l1 t ung

Der AusbaubeJtrag kann fUr

i . den Grunderwerb,

2 • die Freilegung,

3. die Fahrbahn,

4. die Radwege,

5. die Gehwege,

6. die Parkflächen,,

7. die Grünanlagen,

8. die Beleuchtung~anlagen,

9. die Entwässerungsanlagen

gesondert und unabhängig von der vorstehenden Reihenfolge erhoben
werden, sobald die jeweilige Maßnahme, deren Aufwand gedeckt werden
soll, abgeschlossen ist. Diesen Zeitpunkt stellt die Gemeinde fest.

§ 9

gntlLl&.b.1tD..9.-9.§J;:..lLe i t r a 913Hl! eht.

Die Beitragspflicht entsteht mit Ablauf des Tages, an welchem die
Ausbaumaßnahme endgültig abgeschlossen ist, bei Kostenspaltung .

\
mit deren Feststellung nach § 8 Satz 2.

s 10

Be),_txaglWJ11 cJltlg~J;:.

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Zustellbng des
Beitragsbescheides (§ 11) EigentUmer des Grundstücks ist. Ist das
Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist auch der Erbbau­
berechtigte beitragspflichtig. Mehrere Beitragspflichtige haften
als Gesamtschuldner.

(2) Der Ausbaubeitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grund­
stück, im Falle des Absatzes 1 Satz 2 auf dem Erbbaurecht.

§ 11

Bei t:TagsQ.~.§..chei.g

(1) Der Beitrag. der auf den einzelnen Deitragsschuldner entfällt,
wird durch schriftlichen Bescheid festgesetzt.

- 8 -
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(2) Der Beitragsbescheid enthält

1. den Namen des Beitragsschuldners,

2. die Bezeichnung des GrundstUckes,

3. den zu zahlenden Betrag unter Mitteilung des beitragsfähigen
Aufwandes (§ 2), des Gemeindeanteils (§ 5) und der Berechnunga­
grundlagen (§§ 6 und 7),

4. die Festsetzung des Zahlungstermines,

5. die Erbffnung, daß der Beitrag als öffentliche Last auf dem
Grundsttick ruht und

6. eine Rechtsbehelfsbelehrung.

(3) Der Beitragsbescheid soll ferner den Beitragsschuldner darauf
hinweisen. daß er bei der Gemeindeverwaltung Stundung. Raten­
zahlung oder Verrentung beantragen kann. Ein solcher Antrag Boll
die GrUnde anfUhren. aus denen die Zahlung des Beitrages zum fest­
gesetzten Zahlungstermin fUr den Beitragsschuldnar eine unbillige
Härte'wäre.

§ 12

(1) Vom Beginn einer Ausbaumaßnahme an können fUr die in § 4 be­
zeichneten GrundstUd::e Vorausleistungen bis zur Höhe des voraus­
sichtlichen Beitrages erhoben werden. Vorauslelstungen können
auch für die in § 8 aufgeführten Teilmaßnahmen erhoben warden.

(2) FUr den Bescheid über die Vorausleiatungen gelten die 15 10,
11 und 13 sinngemäß.

§ 13

Eä 1\rtM.§,i.t~.11.!l.9~.Ye 1');5) n:~_!:!.lJ.g

~1} Der Ausbaubeitrag wird zwei Monate nach Zustellung des Beitrags­
bescheides fällig.

(2) Wird Verrentung bewilligt. so ist der Ausbaubaitrag'durch
schriftlichen Bescheid in eine Schuld umzuwandeln , die in
höchstens zehn Jahreslei~tungen zu entrichten ist. In dem Bescheid
sind IJöhe und Zeitpunkt. der Ft.:il.l:l.gkeit der J·ahreslQ:l.stung~n zu
bestimmen. Der j eweil ige Res tbe t.r aq ts t; j äh r Li eh mi t höchstens
2 v.H. tiber dem Diskontsatz der Deutschen Bundesbank zu verzinsen.
Die Jahresleistungen stehen wiederkehrenden Leistungen im Sinne
des § 10 Abs._ 1 Nr. 3 des Zwangsversteigerungsgesetzes 91eicho

§ 14

M,;.'!Gn.Q.11[LQ....Q.Q§.~J~,Q1\Jffill!llÜ cl~g,aben9e ~et~

Soweit diese Satzung keine besonderen Regelungen trifft, gilt im
Ubrigen das Kommunalobgabenges8tz sinngemäß.

§ 15

.J n1<:'-~.9,ft.tLtlglLYJ:.C;;1. ..JJk~.r(mng§S..Q.$JLGJ:1..K..ttJ"

Die Satzung tritt am-'t1t.s'"" t-1,~cll ,Je"... Ver<)f{~1-I·r-e;,J1"<"'j in Kraft 0

Gleichze!tig tritt die Satzung tiber die Erhebu~g von Ausbaubeiträgen
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vom .J~ C/. /"'1 ({P außer I<raft.
Soweit eine Beitragspflicht auf Grund frUherer Satzungen entstanden
ist, gelten diese weiter.

g ' ~ .....f~~. ..ti~ ! }i. . I den


